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I. 1.2 ADV-Verbund

Richtlinien für die Durchführung
und Abstimmung von Automationsvorhaben

(Richtlinien Automationsvorhaben)
RdErl. d. Innenministers v. 19. 12. 1978 -

I A 2 / 51 - 02.01
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1 Allgemeines

1.1 Verpflichtungen nach dem ADVG NW
Das ADV-Organisationsgesetz - ADVG NW vom 12.
Februar 1974 (GV. NW. S. 66/SGV. NW. 2006) ver¬
pflichtet das Land, die Gemeinden und Gemein¬
deverbände,' die Gesamthochschulen, die wissen¬
schaftlichen Hochschulen und die Fachhochschulen,
sich
• zur rationellen Bearbeitung automatisierbarer

Aufgaben,
• zur Gewinnung von Planungs- und Entschei¬

dungshilfen sowie
• zur Wirkungskontrolle
der automatisierten Datenverarbeitung nach Maß¬
gabe des ADVG NW zu bedienen und dabei im Ver¬
bund zusammenzuwirken.
Die obersten Landesbehörden stimmen die Automa¬
tionsvorhaben ihrer Geschäftsbereiche mit dem In¬
nenminister ab.
Im Rahmen der genannten Verpflichtungen müssen
eine ausgewogene Einordnung der einzelnen Auto¬
mationsvorhaben in die übergeordneten Ziele und
eine rechtzeitige Klärung der Auswirkungen auf an¬
dere Aufgaben gewährleistet sowie die Zusammen¬
arbeit verbessert werden. Ziel dieser Zusammenar¬
beit ist die Herstellung des ADV-Verbundes, dessen
Voraussetzungen zu schaffen alle Beteiligten gem. §
13 Abs. 1 ADVG NW verpflichtet sind.

Zielsetzungen des ADV-Verbundes sind:
- bestmögliche Durchführung von Datenverarbei¬

tungsaufgaben (DV-Aufgaben) im Hinblick auf
die Qualität der Ergebnisse;

- bestmögliche Versorgung aller Träger der öffent¬
lichen Verwaltung mit Datenverarbeitungskapa¬
zität (DV-Kapazität) im Rahmen der vorhandenen
Haushaltsmittel;

- größtmögliche Wirtschaftlichkeit bei der Durch¬
führung der DV-Aufgaben;

- Verbesserung der Kommunikation innerhalb der
öffentlichen Verwaltung.

Arten des Verbundes sind:
- Datenverbund

mit dem Zweck der Mehrfachnutzung von Daten¬
beständen;

- Verfahrensverbund
mit dem Zweck der Kooperation und Mehrfach¬
nutzung im Hinblick auf Methoden und Verfah¬
ren;

- Kapazitätsverbund
mit dem Zweck des Ausgleichs und der Nutzbar¬
machung von DV-Kapazität.

1.3 Einheitliche Durchführung von Automationsvorha¬
ben
Die Erfüllung der im ADVG NW festgelegten Ver¬
pflichtung im Verbund zusammenzuwirken, setzt
eine Vereinheitlichung der Verfahrensweise bei der
Planung und Verwirklichung von Automationsvor¬
haben voraus.
Insbesondere müssen die Aufgaben, die bei der Pla¬
nung der Vorgehensweise wie bei der Organisation
eines Automationsvorhabens - von der Voruntersu¬
chung bis zur Kontrolle der Verfahrenslösung - an¬
stehen, systematisiert und in einem vollständigen
und übersichtlichen Schema dargestellt werden. Die
Prüfbarkeit des jeweiligen Entwicklungsstandes
und der Arbeitsergebnisse muß in jeder Phase des
Automationsvorhabens gewährleistet sein.

1.4 Zweck der Richtlinien Automationsvorhaben
Die Richtlinien
- vereinheitlichen die Verfahrensweise bei der Pla¬

nung und Verwirklichung von Automationsvorha¬
ben in den verfahrensentwickelnden Stellen,

- schaffen damit die Grundlage für die Abstimm-
barkeit der Arbeitsergebnisse,

- dienen der Sicherstellung der Wirtschaftlichkeit
bei der Planung und Verwirklichung von Automa-
tionsvorhaben,

- regeln das Zustimmungsverfahren zwischen dem
Aufgabenträger und der zuständigen obersten
Landesbehörde.

Sie enthalten auch Grundsätze für die Abstimmung
von Automationsvorhaben zwischen den obersten
Landesbehörden.

2 Grundsätze

2.1 Anwendungsbereich
Alle Automationsvorhaben der Behörden und Ein¬
richtungen des Landes einschließlich solcher Vorha¬
ben, die auf die Automation innerbetrieblicher Ver¬
fahrensabläufe in den wissenschaftlichen Hoch¬
schulen einschließlich der Gesamthochschulen und
der Fachhochschulen (z. B. in den Hochschulverwal¬
tungen, Hochschulbibliotheken, Verwaltungen der
Medizinischen Einrichtungen sowie der Kranken-
versorgung) gerichtet sind, sind nach den Bestim¬
mungen dieser Richtlinien auszuführen.
Bei Automationsvorhaben, die in Zusammenarbeit
mit anderen Stellen außerhalb der Landesverwal¬
tung durchgeführt werden, ist auf eine entsprechen¬
de Anwendung hinzuwirken; sie ist ggf. im Vertrag
zu vereinbaren.
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2.2 Automationsvorhaben
Als Automationsvorhaben im Sinne dieser Richtli¬
nien gelten:

2.21 Neuvorhaben, d. h. die Entwicklung von Verfahrens¬
lösungen, in denen erstmalig Datenverarbeitungs¬
geräte - DV-Geräte (nach Nr. 2.23) - zur Erledigung
von Aufgaben eingesetzt werden sollen,

2.22 Änderungsvorhaben, d. h. die Änderung vorhande¬
ner Verfahrenslösungen, in denen DV-Geräte einge¬
setzt werden.

2.23 Als DV-Geräte im Sinne dieser Richtlinien gelten:

2.231 Freiprogrammierbare Datenverarbeitungssysteme
(DV-Systeme) - auch als Bestandteile von Anlagen -
mit
- angeschlossenen (ein- und ausgebenden und/oder

speichernden) Geräten und
- Programmspeicherung und
- der Möglichkeit, sie durch Einlesen von Program¬

men für unterschiedliche Anwendungen einzuset¬
zen, auch wenn nicht beabsichtigt ist, diese Mög¬
lichkeit zu nutzen,

oder Teile von solchen Systemen;

2.232 Einrichtungen zur Datenübertragung (z. B. Konzen-
tratoren, Modems und Leitungen, die über den Ver¬
sorgungsbereich des zuständigen Rechenzentrums
hinausgehen, Steuereinheiten, Vorrechner) sowie
Kommunikationsrechner;

2.233 Datenstationen;

2.234 Datenerfassungsgeräte (einschl. Datensammelsy-
steme), die z. B. mit Hilfe von Tastaturen eingegebe¬
ne Daten auf Datenträgern, wie z. B. auf Lochkarten
und magnetischen Datenträgern, aufzeichnen, sowie
Belegleser und Seitenleser;

2.235 Geräte, die auf Lochkarten, magnetischen und ande¬
ren Datenträgern aufgezeichnete Daten ausgeben,
wie z. B. Off-line-Drucker, COM-Geräte, Zeichenge¬
räte;

2.236 Analog- und Hybridrechner als in sich abgeschlos¬
sene Systeme zum selbständigen Gebrauch mit
eigenen Ein- und Ausgabevorrichtungen.

2.24 Nicht als DV-Geräte gelten:
2.241 DV-Geräte in Versuchsanordnungen, wie z. B. Meß-

und Regelstrecken, sofern ihr Wert 10% der Ver¬
suchsanordnung nicht übersteigt;

2.242 - Kleinst-DV-Geräte nach Nr. 2.231 (z. B. Taschen¬
rechner), 2.234, 2.235 und 2.236, deren Wert im
Endkonzept DM 5000 nicht übersteigt,

- Rechenmaschinen nach DIN 9751 Teil 1,
- Büro-Rechenanlagen nach DIN 9760 Teil 1,
- Abrechnungsmaschinen nach DIN 9763 Teil 1,
- Schreibautomaten, das sind Büromaschinen mit

denen Texte auf Datenträgern gespeichert und
aus Datenträgern Texte automatisch geschrieben
werden können;

dies gilt nicht, wenn sie auch als Datenstationen be-
trieoen werden oder in sonstiger Weise in Verbin¬
dung mit anderen DV-Geräten arbeiten sollen;

2.243 DV-Geräte als Forschungsgegenstand in dazu be¬
sonders ausgewiesenen Arbeitsbereichen.

2.3 Automationsfähigkeit
Ein Automationsvorhaben ist nur dann durchzufüh¬
ren, wenn das Verfahren oder ein Teil des Verfah¬
rens für die zu erledigende Aufgabe automatisierbar
und automationswürdig ist.

2.31 Automatisierbarkeit
Automatisierbar ist ein Verfahren oder Teilverfah¬
ren zur Lösung wiederkehrender und gleichartiger
sowie einzelner Aufgaben, wenn deren Arbeits¬
ablauf so systematisiert werden kann, daß die Ver¬
arbeitung von Daten nach fest vorgegebenen Regeln
möglich ist und die erzielten Ergebnisse eindeutig
sind.

2.32 Automationswürdigkeit
Automationswürdig sind Verfahren,
- wenn durch die Automation eine größere Wirt¬

schaftlichkeit in der Erledigung der Aufgabe als
bisher erzielt, d. h. ein bestimmtes Ergebnis mit
geringerem Einsatz von Mitteln oder mit einem
bestimmten Einsatz von Mitteln das bessere Er¬
gebnis erzielt werden kann oder

- wenn durch die Automation im Rahmen des wirt¬
schaftlich Vertretbaren die Arbeitsabläufe siche¬
rer, einfacher, schneller oder humaner abgewik-
kelt werden können oder

- wenn erst durch die Automation eine Aufgabe
durchführbar wird oder notwendige Daten bereit¬
gestellt oder besser, schneller und sicherer ausge¬
tauscht werden können.

3 Durchführung des Automationsvorhabens im Ge¬
schäftsbereich

3.1 Anzeige des Automationsvorhabens

3.11 Vom Aufgabenträger sind der zuständigen obersten
Landesbehörde zu Beginn der Planung anzuzeigen:
- alle Neuvorhaben,
- Änderungsvorhaben, sofern

• für ihre Durchführung im Einzelfall Mehraus¬
gaben von voraussichtlich mehr als insgesamt
DM 50000 erforderlich werden oder

• sich der Mittelbedarf durch den Einsatz der ge¬
änderten Verfahrenslösung voraussichtlich um
jährlich mehr als DM 30000 erhöht oder

• Änderungen bisheriger oder die Notwendigkeit
zur Aufnahme bisher nicht berücksichtigter in-
tegrativer Beziehungen erkennbar werden oder

• Änderungen abgestimmter Termine für die
Durchführung des Automationsvorhabens oder
die Einführung der Verfahrenslösung notwen¬
dig werden oder

• die Einführung der geänderten Verfahrenslö¬
sung eine Ausweitung der bisher benötigten
DV-Kapazitat notwendig machen wird.

3.12 Aufgabenträger sind die für die zu automatisieren¬
den Aufgaben zuständigen Behörden oder Einrich¬
tungen des Landes, nicht jedoch Rechenzentren i. S.
des ADVG NW und anderer Rechtsvorschriften, so¬
weit sie im Auftrage anderer Behörden oder Ein¬
richtungen Aufgaben durchführen.
Aufgabenträger i. S. von Abs. 1 sind auch die wis¬
senschaftlichen Hochschulen einschließlich Ge¬
samthochschulen und die Fachhochschulen, soweit
sie innerbetriebliche Aufgaben (z. B. Hochschulver¬
waltung, Betrieb der Hochschulbibliotheken, Ver¬
waltung der Medizinischen Einrichtungen sowie der
Krankenversorgung) erfüllen.

3.13 Die Verpflichtung, Zustimmungen oder Genehmi¬
gungen einzuholen, die nach anderen Vorschriften -
insbesondere nach den Zustimmungsrichtlinien
DV-Geräte - RdErl. d. Innenministers v. 27. 7. 78
(MB1. NW. S. 1272/SMB1. NW. 20025) - notwendig
sind, bleibt von diesen Richtlinien unberührt.

3.2 Zustimmung zum Automationsvorhaben
Automationsvorhaben nach Nr. 3.11 bedürfen der
Zustimmung der zuständigen obersten Landesbe¬
hörde. Die Zustimmung kann sich auf das Automa¬
tionsvorhaben insgesamt oder auf bestimmte Pha¬
sen erstrecken.

3.3 Mindestanforderungen
Planung und Verwirklichung von Automationsvor¬
haben sind grundsätzlich in 6 Phasen durchzufüh¬
ren:
Phase 1 - Voruntersuchung
Phase 2 - Hauptuntersuchung
Phase 3 - Detailorganisation
Phase 4 - Programmierung
Phase 5 - Einführung der Verfahrenslösung
Phase 6 - Kontrolle der Verfahrenslösung
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Jede Phase soll in den unter den nachfolgenden
Nummern aufgeführten Stufen durchgeführt wer¬
den. Der Detaillierungsgrad soll sich am Umfang
und an der Komplexität der zu lösenden Aufgabe
orientieren. Unverhältnismäßiger Aufwand ist dabei
zu vermeiden.
Wenn der Kenntnisstand es zuläßt, können die Pha¬
sen 1, 2 und 3 sowie einzelne Stufen zusammenge¬
faßt durchgeführt werden.
Bei einer über die in diesen Richtlinien vorgegebe¬
nen Stufen hinausgehenden Aufteilung sind nach
Möglichkeit die in den „Rahmenrichtlinien für über¬
örtliche Kooperation des KoopA" aufgeführten
Schritte und Aktivitäten zu beachten.
Im Rahmen der Vor- und der Hauptuntersuchung
nach Nr. 3.31 und Nr. 3.32 ist mindestens zu untersu¬
chen und darzustellen:
- welche Stellen die zu entwickelnde Verfahrenslö¬

sung anwenden werden,
- die gegenwärtige sowie die angestrebte institutio¬

nelle und funktionelle Organisation,
- die Dringlichkeit des Automationsvorhabens,

• Bedeutung des Automationsvorhabens für den
eigenen Bereich und ggf. für andere Bereiche,

• Abhängigkeiten z. B. sachlicher Art und Termi¬
ne, die das Vorhaben entscheidend beeinflus¬
sen,

- die integrativen Beziehungen (Auswirkungen auf
andere Aufgabenbereiche, Beteiligung anderer
Stellen, Übertragbarkeit der Verfahrenslösung
auf andere Aufgabenträger),

- die Methoden zur Aufgabenerfüllung,
- die Maßnahmen zur Ordnungsmäßigkeit und Si¬

cherheit der Verfahrenslösung einschließlich der
zur Sicherstellung des Schutzes personenbezoge¬
ner Daten,

- die Datenbeschreibung,
- die Datenflußorganisation,
- die benötigten Sachmittel (DV-Geräte, Software,

Regelung der Bereitstellung),
- die Wirtschaftlichkeit,
- die Regelung der Projektstruktur,

• Arbeitsplan (Anzahl, Art und Umfang der Teil¬
aufgaben, Abhängigkeiten zwischen den Teil¬
aufgaben),

• Zeitplan (Reihenfolge der Teilaufgaben, Zuord¬
nung von Personal- und Sachmitteln zu den
einzelnen Teilaufgaben),

• der Kostenplan (voraussichtliche einmalige
und laufende Personal- und Sachkosten, Rege¬
lung der Finanzierung),

- alternative Lösungsmöglichkeiten.
3.31 Voruntersuchung

Die Phase der Voruntersuchung hat den Zweck, im
groben abzuschätzen, ob und in welchem Umfang
die durchzuführende Aufgabe mit Hilfe von DV-Ge-
räten besser gelöst werden kann. Die Voruntersu¬
chung soll mindestens in folgenden Stufen durchge¬
führt werden:
- Istaufnahme,
- Istanalyse,
- Entwurf der Aufbau- und Ablauforganisation

(Sollkonzept).
3.32 Hauptuntersuchung

Auf der Grundlage der Ergebnisse der Voruntersu¬
chung sind in der Hauptuntersuchung die Istauf¬
nahme und -analyse sowie das Sollkonzept schritt¬
weise zu verfeinern.
Die Hauptuntersuchung soll mindestens in den glei¬
chen Stufen wie die Voruntersuchung durchgeführt
werden.

3.33 Detailorganisation
In der Phase der Detailorganisation ist auf der
Grundlage des Sollkonzepts die Verfahrenslösung
einschließlich der damit zusammenhängenden kon¬
ventionellen Verfahren vollständig auszugestalten.

Das schließt ein: Die Erstellung der Programmier¬
vorgaben und der Arbeitsanweisungen für die be¬
troffenen Bereiche.
Die Detailorganisation soll mindestens in folgenden
Stufen durchgeführt werden:
- Ausgestalten der Verfahrenslösung einschließlich

der damit zusammenhängenden konventionellen
Verfahren,

- Festlegen der Schnittstellenbedingungen,
- Erstellen der Programmvorgaben einschließlich

Festlegen der Moduln,
- Vorbereiten des Tests einschließlich Ausarbeiten

von Testfällen mit Sollergebnissen,
- Erstellen der Arbeitsanweisungen und Vorberei¬

ten der Einführung im DV-Bereich,
- Erstellen der Arbeitsanweisungen und Vorberei¬

ten der Einführung der Verfahrenslösung in den
betroffenen Fachbereichen.

3.34 Programmierung
Die Phase der Programmierung soll mindestens in
folgenden Stufen durchgeführt werden:
- Schreiben der Programme,
- Einzeltest der Moduln,
- Blocktest von Gruppen voneinander abhängiger

Moduln,
- Gesamttest aller Modulgruppen im Zusammen¬

hang einschließlich der Ein-/Ausgabeschnittstel-
len zu den benachbarten Verfahrensteilen.

3.35 Einführung der Verfahrenslösung
In der Phase der Einführung ist zunächst die ge¬
samte Verfahrenslösung in allen betroffenen Stellen
auf ihre Funktionsfähigkeit zu erproben; angewen¬
det werden darf sie erst dann, wenn der Aufgaben-
träger eine förmliche Freigabeerklärung abgegeben
hat. Mit der Freigabeerklärung übernimmt der Auf¬
gabenträger die Verantwortung für die Ordnungs¬
mäßigkeit und Sicherheit der Verfahrenslösung.
Voraussetzung für die Einführung einer Verfah¬
renslösung ist auch das Vorliegen einer abgeschlos¬
senen Verfahrensdokumentation.
Die Phase der Verfahrenseinführung soll minde¬
stens in folgenden Stufen durchgeführt werden:
- Einarbeiten des Fachbereichs,
- Einarbeiten des DV-Bereichs,
- Verfahrenstest, ggf. mit einer hinreichenden An¬

zahl von Parallelläufen,
- Anpassen der Verfahrensdokumentation,
- Einführung im DV-Bereich,
- Einführung in den Fachbereichen.
Entsprechend ist bei der Einführung von Verfah¬
renslösungen vorzugehen, die in Zusammenarbeit
mit anderen Stellen entwickelt oder von anderen
Stellen übernommen werden.

3.36 Kontrolle der Verfahrenslösung
Nach Einführung der Verfahrenslösung sollen min¬
destens folgende Aspekte kontrolliert werden:
- Zielerreichung,
- Verfahrenssicherheit,
- Funktionalität und Wirtschaftlichkeit,
- Bediener- und Benutzerfreundlichkeit,
- Möglichkeiten einer Optimierung der Verfahrens¬

lösung.

3.4 Dokumentation

3.41 DV-Vorhaben sind vorhabenbegleitend, d. h. zeitnah
zu dokumentieren (Phasendokumentation).
Nach Abschluß einer jeden Phase ist ein zusam¬
menfassender Ergebnisbericht zu erstellen.

3.42 Die Verfahrenslösung ist eindeutig und im ausrei¬
chenden Umfang zu dokumentieren (Verfahrensdo¬
kumentation). Die Dokumentation ist auf dem lau¬
fenden zu halten.
Sie muß mindestens enthalten:
- Beschreibung der Aufgabenstellung,
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- Beschreibung der Arbeitsabläufe einschließlich
der Kontrollen,

- Darstellung der Daten- und Datenflußorganisa-
tion,

- Arbeitsanweisungen
• für den DV-Bereich,
• für die betroffenen Fachbereiche,

- Darstellung der Programme einschließlich Aufli¬
stung der Quellprogramme und der Programm¬
übersetzungen,

- Darstellung der Tests und ihrer Ergebnisse,
- Freigabeerklärung.

3.43 Für die Dokumentation sind nach Möglichkeit die
Dokumente und Vordrucke der „Rahmenrichtlinien
für überörtliche Kooperation des KoopA" zu ver¬
wenden.

4 Abstimmung des Automationsvorhabens
Für die Abstimmung von Automationsvorhaben mit
dem Innenminister sind folgende Grundsätze ver¬
einbart:

4.1 Die zuständige oberste Landesbehörde informiert
den Innenminister über die Absicht, ein'Automa¬
tionsvorhaben durchzuführen.

\2 Darüber hinaus übersendet die zuständige oberste
Landesbehörde dem Innenminister die Ergebnisbe¬
richte über die Phasen Voruntersuchung und
Hauptuntersuchung,
- wenn im Automationsvorhaben integrative Bezie¬

hungen zu Aufgabenträgern oder Rechenzentren
außerhalb des Geschäftsbereiches oder zu ande¬
ren Stellen zu berücksichtigen sind oder

- wenn für die Durchführung der Verfahrenslösung
DV-Geräte beschafft werden müssen, die dem Zu¬
stimmungsverfahren nach § 4 Abs. 2 ADVG NW
unterliegen oder

- wenn sie vom Innenminister aufgrund der Anzei¬
ge {Nr. 4.1) erbeten werden.

4.3 Ein Automationsvorhaben gilt als abgestimmt, falls
der Innenminister nicht unverzüglich nach Über¬
sendung der Anzeige oder der Ergebnisberichte
Vorbehalte geltend macht.
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5 Ubergangs- und Schlußbestimmungen

5.1 Inkrafttreten der Richtlinien
Diese Richtlinien treten am 1. Januar 1979 in Kraft.

52 Behandlung eingeleiteter Automationsvorhaben
Automationsvorhaben, die im Zeitpunkt des Inkraft¬
tretens bereits eingeleitet sind, sind nach diesen
Richtlinien weiterzuführen.

5.3 Anwendung außerhalb der Landesverwaltung
Im Hinblick auf die Vorschriften des ADVG NW
zum Verbund der automatisierten Datenverarbei¬
tung wird den Gemeinden und Gemeindeverbänden
sowie den sonstigen Körperschaften, Anstalten und
Stiftungen des öffentlichen Rechts, auf die das
ADVG NW anwendbar ist, empfohlen, die Abschnit¬
te 2 und 3 dieser Richtlinien sinngemäß anzuwen¬
den.
Im Einvernehmen mit dem Ministerpräsidenten,
dem Minister für Wirtschaft, Mittelstand und Ver¬
kehr, dem Finanzminister, dem Justizminister, dem
Minister für Wissenschaft und Forschung, dem Kul¬
tusminister, dem Minister für Arbeit, Gesundheit
und Soziales, dem Minister für Ernährung, Land¬
wirtschaft und Forsten, dem Minister für Bundesan¬
gelegenheiten des Landes Nordrhein-Westfalen.

- MB1. NW. 1979 S. 30.
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